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Energiewende

Benjamin Rosch

Und dann verloren sogar die wichtigs-
ten Energiepolitiker des Landes die
Übersicht. In einemAntrag andieVer-
waltung forderte die nationalrätliche
Umwelt- und Energiekommission
(Urek) kürzlich eine Zusammenstel-
lungüber sämtlichegeplantenGesetze
–damit sie sichwieder zurechtfindet im
politischen Wirrwarr. Das berichten
mehrereMitgliederübereinstimmend.
Siewollenwissen:Wo gibt esÜberlap-
pungen, wo Lücken? Welche Idee ge-
hört jetzt zuwelcher Vorlage?

Der Antrag ist symptomatisch für
das aktuelle Energie-Fieber, das die
Schweizer Politik erfasst hat. Alles
scheintmöglich, dasChaos ist perfekt.
Nun geht es ans Aufräumen. Bald ge-
langt das wichtigste Geschäft in den
Nationalrat: der Mantelerlass Strom.
Mit ihm soll dieWende von den Fossi-
lenzuErneuerbarengelingen,wegvom
Erdöl, hin zuSolar-,Wind-undWasser-
kraft. Und das sowieso ohne Atom-
strom. Die Vorgeschichte dieses Ge-
schäfts ist verworren, seine Zukunft
äusserst ungewiss: Sämtliche Kräfte
sind in Bewegung, um das Seilziehen
zwischenSchutzundNutzenderNatur
zu gewinnen.

SimonettaSommarugas
Sorge
AmSonntagnachmittag, 13. Juni 2021,
trittEnergieministerinSimonettaSom-
marugavordieMedien.Einehellblaue
Maske verbirgt ihre Enttäuschung nur
dürftig: Siehat soebendieAbstimmung
umeinneuesCO2-Gesetz knappverlo-
ren. Wahrscheinlich sei die Vorlage
überladen gewesen, sagt sie, «dann
wird es immer schwer».

So souverän das Schweizer Stimm-
volk richtet, so kryptisch kann es in sei-
ner Urteilsbegründung sein. Erst vier
JahredavorhattedieSchweizwuchtig Ja
gesagtzurneuenEnergiestrategie inklu-
siveAtomausstieg.Doch jetzt,wenndie
konkreten Massnahmen über Verbote
und Verzicht auf demTisch liegen, will
dieBevölkerungdavonnichtswissen.

Viele Stimmen aus dem Departe-
ment sagen bis heute, jener Abstim-
mungssonntaghabeSommaruganach-
haltig verunsichert. Das Erreichen der
Klimaziele und das Ende der Fossilen
rücken inweite Ferne.

Dabei wollte die SP-Bundesrätin
möglichst schnell vorwärtsmachen.
Schon imHerbst 2019,wenigeMonate
nachderDepartementsübernahme,hat
sie entschieden, die Revision des
Stromversorgungsgesetzes mit besse-
ren Investitionsanreizen zum Ausbau
der Erneuerbaren zusammenzu-
schweissen: zu einem Mantelerlass
Strom. Darin enthalten sind verbindli-
che Ausbauziele für Wasser-, Wind-
undSolarkraft, etwamit einerhöheren
Grimsel-Mauer. Schon indieser ersten
Ankündigung steht einiges, was nach
Kriegsausbruch unter grosser Not
schnell Realität wird.

Sogar eine Energiereserve, «zur Absi-
cherung gegen ausserordentliche Ext-
remsituationen».«Versorgungssicher-
heit»durcheinheimischeErneuerbare
statt Importe verlangte Sommaruga –
und scheiterte an den Bürgerlichen im
Bundesrat. Schliesslichglaubtemanda
noch an ein Stromabkommen mit der
EU. Der Abbruch der Verhandlungen
mit Brüssel gibt der heutigen Energie-
MisereeinegernevergesseneRahmen-
handlung.Erstdamitwurde schlagartig
dieVersorgungssicherheit imWinter zu
einerGefahr:WeildieEUihrenMitglie-
dernvorschreibt, per 2025nurnoch30
Prozent der produzierten Energie für
den Export zuzulassen, droht die
Schweiz, abgehängt zuwerden.

Vielleicht wäre es rückblickend
sinnvoll gewesen, schon damals die
SchweizerEnergiewende indieVerfas-
sung zu meisseln. Dann hätte das
Stimmvolk von vornherein die Gele-
genheit gehabt, den Clinch zwischen
Naturschutz und Energie-Ausbau an
der Urne zu regeln. Aber das passte
nicht zum System Sommaruga, die
stattdessen eine Politik der kleinen
Schritte und runden Tische verfolgte.
Sicher ist: Spätestensnachdem13. Juni
2021 ist die Verwirrung umden Volks-
willen perfekt.

DerPokervon
BeatRieder
Ein schmuckloses Büro in einer
Anwaltskanzlei in Brig. Beat Rieder
sitzt an einem grossen Holztisch und
klopft energischmit Ring- undMittel-
finger auf ein Stück Papier. «Die
Physik und der Verbrauch liefern Fak-
ten, die kann man nicht einfach weg-
zaubern.» Das Blatt musste schon oft
als Ausgangspunkt für die Argumen-
tationslinie des Walliser Mitte-Stän-
derats herhalten. Obwohl es schon et-
was zerknittert ist, die blauen Balken
darauf haben nichts an ihrer Aussage-
kraft eingebüsst: Die Schweiz, so die
Kernbotschaft, hat in denWintermo-
naten ein Stromproblem. Zu viel Ver-
brauch, zu wenig Produktion, warnt
die Eidgenössische Elektrizitätskom-
mission. Schon lange, eigentlich, aber
spät wurde sie gehört.

Auch Mitte-Ständerat Beat Rieder
vertraute noch 2021 auf das Ausland;
damals forderte er eine Strom-Neat,
welchedieSchweiz andieEUanbinden
könnte. Jetzt sagt er: «Die Schweiz
muss für das Winterhalbjahr zubauen
und zwar rasch.»

Gemeinsammit Ratskollege Rue-
diNoser aus Zürich hat Rieder im ver-
gangenen Herbst eine Solaroffensive
durchgepeitscht, die bezüglich Tem-
po in der Schweiz ihresgleichen sucht.
Das Parlament hat das Gesetz für
dringlich erklärt. Es gab keine Ver-
nehmlassung, keine Botschaft des
Bundesrats, keine Referendumsfrist.
Der Krieg in der Ukraine hat die Ab-
hängigkeit der Schweiz vom Ausland
schonungslos offenbart. Und die Tür

zu einerGrundsatzdiskussion imBun-
deshaus um Schutz und Nutzen der
heimischen Natur weit aufgestossen.
Am Ende der Session trat das Gesetz
in Kraft, für das die Verwaltung nun
eine Verordnung schreiben muss. Es
wird ein riesiger Krampf, hört man.
Manmerke, dass das Parlament nicht
sauber gearbeitet habe, nun täten sich
allerorts Lücken auf.

Die Grundzüge: Bis 2025 soll der
Bund grosse Solaranlagen mit bis zu
60 Prozent Investitionskostenüber-
nahme beschleunigen. ZumPaket ge-
hören auch eine Solarpflicht für gros-
se Dächer und die Erhöhung der
Grimsel-Staumauer. Mit dem Blitz-
Gesetz, manche reden vom Solarex-
press, erwischten Rieder und Noser
die Umweltverbände auf dem linken
Fuss.

Erstaunlichwar das Tempoder So-
laroffensive auch deshalb, weil sich
die ständerätlichen Energiepolitiker
für die Behandlung des Mantelerlas-
ses Strom und damit die Sicherstel-
lung der Schweizer Versorgungssi-
cherheit zuvor Zeit liessen. Viel Zeit.
Über ein Jahr lag das Dossier in der
Kommission wie ein vergessener
Findling imMittelland. Das unter der
Führerschaft der heutigen Bundesrä-
tin Elisabeth Baume-Schneider als
Kommissionspräsidentin.

Währenddessen schaltete Somma-
ruga einen Gang höher: In der Krise
sicherte sie der Schweiz Energiereser-
ven, zimmerte eine Sparkampagne
und spannte einen Rettungsschirm
über die schlingernden Stromkonzer-
ne. Rieder sagt: «Das Parlament war
an der Belastungsgrenze.» Kürzlich
habe er alle seine Unterlagen aus der
Kommission gestapelt und dann ge-

messen. «Eineinhalb Meter hoch.»
Erst im Herbst, nicht wie geplant im
Sommer, gelangte der Mantelerlass
ins Parlament. Dass es die Kommis-
sion selber war, diemehr Berichte be-
stellte, als sie zu lesen vermochte, sagt
Rieder nicht.

In seiner Heimat, dem Wallis, ist
der Energierausch am offensichtlichs-
ten.Dort träumtder ehemaligeSP-Do-
yenPeterBodenmannschon langevon
einemgigantischenPhotovoltaik-Feld:
Grengiols Solar, genug gross, um
400000 Haushalte der Schweiz ein
Jahr langmit Stromzuversorgen.Gren-
giols wurde zum Symbol der Solarof-
fensive, dochdass es innert der gebote-
nen Frist bis 2025 gebaut wird, glaubt
nicht einmalRieder.Er sagt: «Ich rech-
ne mit einer Teilproduktion aus Gren-
giols und einem Dutzend kleinerer
Werkemit einer Leistung zwischen 10
und 20Gigawatt.»

Selbst an dieser Schätzung sind
Zweifel angebracht. Zwar hat dasWal-
liser Kantonsparlament aufgrund der
Solaroffensive eine Sondersession an-
beraumt undmit klaremMehr ein ent-
sprechendesEinführungsgesetz für al-
pine Solaranlagen gutgeheissen. Aber
das Referendum wird kommen und
weitere Zeit kosten.

Das ist nur die politische Ebene.
Noch besser stehen die Chancen der
Umweltverbände, wenn sie die einzel-
nen Anlagen vor Gericht bekämpfen.
In der Vergangenheit waren die Ver-
bände mit ihren Einsprachen und Be-
schwerden äusserst erfolgreich – die
Gerichte gaben ihnen mehrheitlich
recht.Es ist einErfolgderBürgerlichen,
dieUmweltverbändenunals linkeVer-
hinderer hinzustellen. Dass wichtige
Player wie die Greina-Stiftung, der

Schweizer Landschaftsschutz oder die
Windkraft-Gegner von «Freie Land-
schaft Schweiz» bürgerlich geführt
sind, geht dabei gerne vergessen.

RiederhatdieseErfahrungzuHau-
se, inunmittelbarerNachbarschaft, ge-
macht: ImLötschental kipptedasBun-
desgericht 2022 ein Stausee-Projekt,
weil damit der Lebensraum von Stein-
fliegen gefährdet wäre. Mit Alain Grif-
fel, demZürcherStaatsrechtsprofessor,
habendieNaturschützer einengewich-
tigenFürsprecher.Mehrfachhat erRie-
ders Offensive als verfassungswidrig
kritisiert. «Herr Griffel liegt falsch»,
kontert Rieder. «In der Verfassung ist
derNaturschutz nicht absolut undapo-
diktisch zu verstehen. Es heisst: Die
Natur sei zu erhalten, wenn es das öf-
fentliche Interesse gebietet.DieseAb-
wägung macht der Gesetzgeber.»
Ausserdem sei die Landesversorgung
Aufgabe des Bundes.

Das letzteWort hätte das Volk ge-
habt. Aber das Parlament kippte ent-
gegen ersten Empfehlungen aus dem
Bundesamt für Justiz das obliga-
torische Referendum, und an ein fa-
kultatives mochte sich niemand wa-
gen. Wo kein Kläger, da kein Richter
– vorerst. Und eine andere Verfas-
sungsgerichtsbarkeit als das Volk
kennt die Schweiz nicht.

So wird wohl irgendwann ein kon-
kretesEnergie-Ausbauprojekt auf dem
Tisch der Bundesrichter landen. Im
Grunde ist Beat Rieders Eilgesetz eine
Wette, die vielleicht auf der Grimsel,
vielleicht im Wallis oder in Graubün-
den entschieden wird: dieWette, dass
er mit seinem Gesetz das Bundesge-
richt in die Schranken weist. Dass er
mit seinemCoupdasPendel zwischen
Umweltschutz und Energie-Ausbau

Die grösste Wette
der Schweiz
Es ist einGigantenduell, es geht umAbermilliarden und umdenGegensatz
zwischenNaturschutz und Energienutzung: Seit einem Jahr irrlichtert
das Land durch die Energiedebatte, und imNationalrat haben sogar die
Spezialisten denÜberblick verloren. Kommt das gut?

«DiePhysikund
derVerbrauch
liefernFakten,
diekannman
nicht einfach
wegzaubern.»

BeatRieder
Ständerat (Mitte/VS)
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eindeutig zuLetzteremhat ausschwin-
gen lassen. Doch selbst wenn er recht
behalten sollte, muss am Ende auch
nochdieRealität Schritt haltenkönnen
mit seinen Visionen.

Die Unwägbarkeiten der politi-
schen Realität zeigen sich ausgerech-
net in Birr: Das Gaskraftwerk, eigent-
lich als Schweizer Lebensversicherung
für eineMangellage in diesemWinter
gedacht, kann erst Ende März unter
Volllast laufen. Der Grund sind nicht
vorhandeneAnschlüsse andas Strom-
netz. Die Netzbetreiberin Swissgrid
muss, sohörtman, kurzfristigMaterial
von anderenProjektennachBirr abzü-
geln. Sonst würde es noch später. Vor-
erst ist Birr so nützlich wie ein Lösch-
fahrzeug ohneWasser.

Warum also ein dringliches Gesetz
durchprügeln,daswomöglichkaumzur
Anwendung kommt? Die Antwort ist
simpel: Weil es danach von einem or-
dentlichen Gesetz abgelöst werden
muss. IndiesemFall: vomMantelerlass
Strom. Die Solaroffensive ist nur des-
sen Vorhut, um den Umweltschutz
nachhaltig zugunsten der Strompro-
duktion zu schleifen. Bald geht es um
Restwassermengen, höhere Staumau-
ern,Windräder.

Rieder ist vielleicht der erfolg-
reichste, aber längst nicht der einzige
Energiepolitiker, der seine Agenda in
dieVorlage schreibt.NachdemStände-
rat beugte sich die nationalrätliche
Schwesterkommission über den Man-
telerlass – undwieder schossen Forde-
rungen insKraut. Inspiriert vonRieder
undNoser entstandeindringlichesGe-
setz, das den Ausbau derWindenergie
vorantreibt.

Egal obGeothermie, Biogas,Atom-
ausstieg schon 2027 oder sogar der

Evergreen einer Strommarktliberali-
sierung:AuchdieNationalrätedrehten
inderDebatte umdenMantelerlass je-
den Stein noch einmal um – allerdings
ohne die Vorlage nochmals entschei-
dendumzupflügen.Mandarf gespannt
sein, wie das Parlament in der Session
noch in das Geschäft eingreift. Dem
Vernehmen nach steht eine ganze Se-
rie von Vorstössen bereit. Druck er-
wächst aber auch von ausserhalb der
Bundeshaus-Mauern.

MarcelDobler:Per Initiative
zumAtom-Comeback
AlsMarcel Dobler 2015 für die St.Gal-
ler FDP in den Nationalrat zog, war er
noch Profi-Bobfahrer. Als ehemaliger
Anschieber von PiusMeyerhans weiss
er: JederKraftakt ist nutzlos,wennman
denMoment zumEinsteigen verpasst.
In der Energiepolitik ist jetztwieder so
ein Moment: Bobfahrer Dobler gibt
neuen Schub für die Atomkraft.

Im September hat er gemeinsam
mit Christian Imark von der SVP eine
Initiative lanciert: «Blackout stop-
pen» heisst sie undwill die Schweizer
Energiesicherheit in die Verfassung
schreiben. Klar, dass es umeineRück-
kehr der Atomkraft geht. «Es braucht
jetzt eine Debatte ohne Denkverbo-
te», sagt Dobler.

Diffuser ist allerdings, wie die
Atomkraft kurzfristi1g die Schweizer
Energieversorgunggewährleisten soll-
te. Der Bau eines neuen AKW würde
Jahrzehntebeanspruchen, undvonden
grossen Stromkonzernen winkten zu-
letzt alle ab. Die Hoffnung, dass mit
einematomfreundlicherenEnergiemi-
nisterAlbertRösti dasnukleareCome-
back dräut, fusst also eher auf Zu-
kunftsglauben.

Mehrere Männer, die regelmässig
in den Rankings der reichsten Schwei-
zer auftauchen, sind in Atomkraft in-
vestiert. Sowohl der Zürcher Daniel
AegerterwieauchderZugerUnterneh-
merHans-PeterWildglaubenanEner-
gie ausFusionsreaktoren, sogenannten
Tokamaks, die nicht nur sauber, son-
dern auch sicher sein sollen. Auf einen
DurchbruchwartetdieForschungaller-
dings seitmehreren Jahrzehnten.

Das hindertDobler und sein Team
nicht, ihre Initiative mit aller Kraft
jetzt voranzutreiben. Kürzlich recher-
chierte der «Tages-Anzeiger», dass
das Initiativkomitee über eine Firma
Fr. 7.50 proUnterschrift zahlt. Ein äus-
serst unüblicher Vorgang, vor allem in
dieser frühen Phase der Unterschrif-
tensammlung. Der Hintergrund ist
aber klar: «Wirwollen unsere Initiati-
ve im späten Frühling einreichen, um
damit Einfluss auf die Diskussion um
den Mantelerlass Strom nehmen zu
können», sagt VanessaMeury vom In-
itiativkomitee.

EineAtomdiskussion imManteler-
lass? Gut möglich, dass ihn dann das
gleiche Schicksal ereilt wie das CO2-
Gesetz: Vor dem Volk haben es grosse
Vorlagen immer schwer.

Die wichtigsten Energiegeschäfte
und wo sie stehen
Solaroffensive,Windexpress undmehrere Initiativen: der Überblick.

Indirekter Gegenvorschlag
zur Gletscherinitiative

Die Gletscherinitiative verlangt netto
nullTreibhausgasemissionenper2050.
Das Parlament hat dazu einen Gegen-
vorschlag ausgearbeitet. Wichtigster
Punkt ist ein Heizersatzprogramm in
derHöhevonzweiMilliardenFranken.
Dagegen hat die SVP das Referendum
ergriffen, die Abstimmung erfolgt im
Juni.

Mantelerlass Strom

DerMantelerlassStromregeltdenAus-
bauderErneuerbarenundgibtdazukla-
re Zielvorgaben. Damit soll kurzfristig
die Winterstromversorgung sicherge-
stellt seinund längerfristigdieZieleder
Energiestrategieerreichtwerden.Über
dasGeschäft hat bis jetzt der Ständerat
debattiert, nungelangt es indenNatio-
nalrat. ImSommer steht dieDifferenz-
bereinigung an – möglich ist, dass da-
gegen dasReferendumergriffenwird.

Solaroffensive

Die Lex Solar war kurzfristig Teil des
indirekten Gegenvorschlags zur Glet-

scherinitiative, wurde aber als dring-
liches Gesetz beschlossen und ist seit
vergangenenOktober inKraft. BisDe-
zember 2025 soll der Bau hochalpiner
Photovoltaik-Anlagen beschleunigt
und vom Bund bezuschusst werden.
Der Bund erlässt derzeit noch die Ver-
ordnung dazu, sie wird per Anfang
März erwartet.

Windexpress

Nach dem Solar- der Windexpress:
Analog zu Photovoltaik-Anlagen will
die Umwelt- und Energiekommission
des Nationalrats den Bau von grossen
Windkraftwerken per dringliches Ge-
setz beschleunigen.DasGeschäftwird
in der aktuellen Session zuerst vom
Nationalrat und dann vom Ständerat
behandelt.

Initiative «Blackout stoppen»

Die Initiative ausKreisen der FDPund
SVP will in die Verfassung schreiben,
dassderBunddieStromversorgungder
Schweiz sicherstellen muss. Im Ini-
tiativtext steht:«Alleklimaschonenden
Arten der Stromerzeugung sind zu-
lässig.» Damit ist die Atomkraft mit-
gemeint. Die Initiative wurde ver-

gangenen Herbst lanciert und steht
gegenwärtig bei mehr als 60000
Unterschriften.

Klimafondsinitiative

Diese Initiative haben SP und Grüne
gemeinsam vergangenen Herbst lan-
ciert. Sie fordert, dass der Bund bis
2050 jährlich mit einem Betrag von
0,5 bis 1 Prozent des Bruttoinlandpro-
dukts einen Fonds äufnet,mit demdie
Dekarbonisierung vorangetrieben
werden soll. Auch diese Unterschrif-
tensammlung steht bei deutlichmehr
als der Hälfte der benötigten Unter-
schriften.

Initiative «Jede einheimische
und erneuerbare Kilowatt-
stunde zählt!»

Die jüngste Energieinitiative stammt
vomVerbandderKleinwasserkraftwer-
ke rund um den Walliser Mitte-Natio-
nalrat Benjamin Roduit. Auch sie will
den Ausbau der Erneuerbaren in die
Verfassung schreiben – allerdings fehlt
der Bezug zur Atomkraft. Die Unter-
schriftensammlung hat im Februar
2023 begonnen. (bro)

«Esbraucht jetzt
eineDebatteohne
Denkverbote.»

MarcelDobler
Nationalrat FDP/SG

Sonne, Wind und
Wasser sollen die
Schweiz künftig
mit Strom versor-
gen. Reicht das?
Und was ist der
Preis dafür, den
die Natur zu
bezahlen hat?
Bild: Valentin

Flauraud/Keystone


